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NOTIZ AN DAS PERSONAL
Übernahme der Prämien für die Schülerunfallversicherung
Kurze Zusammenfassung des Gesetzes vom 18. November 1971 betreffend Errichtung einer Schülerunfallversicherung.

Artikel 1
Die Schülerunfallversicherung ist für die Schülerinnen und Schüler der im Artikel 2 aufgezählten freiburgischen Schulen obligatorisch.

Art. 2.
Es sind versichert die Kinder und Jugendlichen, die folgende Schulen besuchen :

a) Kindergärten, Primar-, Haushaltungs-, Sekundar- und Mittelschulen ;
b) technische und landwirtschaftliche ;
c) private, die durch den Staatsrat den unter a) und b) erwähnten Schulen gleichgestellt sind.

Es sind ferner versichert die Kinder und Jugendlichen, die wegen Krankheit oder Invalidität die Schule nicht besuchen können.

Das Gesetz ist nicht anwendbar auf die Studierenden der Universität und auch nicht auf die Lehrlinge, die aufgrund der Gesetzesbestimmungen über die berufliche Ausbildung bereits versichert sind.

Wer übernimmt die Prämien ?
Art. 6.
Die Eltern bezahlen 60% der Prämien. Der Rest wird von der öffentlichen Hand übernommen, 20% vom Staat und 20% von den Gemeinden, in Berücksichtigung ihrer Klassifikation.

Art. 7.
Die wegen Bedürftigkeit nicht bezahlten Prämien von Kindern und Jugendlichen werden zu gleichen Teilen vom Staat und von den Wohngemeinden der Eltern übernommen.

Art. 8.
Die Schülerinnen und Schüler, deren Eltern ausserhalb des Kantons wohnen, sind ebenfalls der Versicherungspflicht unterstellt, aber die Prämien gehen ganz zu Lasten der Eltern.

Weil sie obligatorisch ist, begründet die Prämie für die Schülerunfallversicherung keine Sozialhilfeleistungen. Sie ist daher nicht in der Sozialhilfepauschale inbegriffen.

Es gilt also festzuhalten :

1. Die Schülerunfallversicherung ist obligatorisch.
2. Die Prämie wird zu 60% den Eltern, zu 20% dem Staat und zu 20% den Gemeinden in Rechnung gestellt.
3. Wenn die Eltern bei der Zahlung der Prämie Schwierigkeiten haben, wenden sie sich an ihre Wohngemeinde.
4. Bei Bedürftigkeit : Übernahme durch die Gemeinde und Gesuch an das Amt für Gesundheit (Herr Dupasquier) um Vergütung von 50%.
5. Keine Bedürftigkeit : normales Inkassoverfahren bis zur Betreibung.

Visa :
Dominique Bise
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